
Wie  Christian  Lindner  uns
Jugendliche in die Armut stürzt
von Clay Ikarus, September 2023

Heute ist Weltkindertag, doch die Zukunft von Kindern und Jugendlichen
wird von den massiven Krisen bedroht. Unsere Lebensgrundlage wird durch
die systemgemachte Umweltkrise zerstört, die Bildungskrise erhöht immer
mehr den Druck auf  uns,  wir  haben schlechte  Aussichten auf  einen gut
bezahlten Job und viele von uns sind von Gewalt zuhause oder in der Schule
betroffen. Viele leben in Armut, sind auf der Flucht, haben psychische und
physische  Krankheiten,  einige  werden  von  der  Gesellschaft  in  den  Tod
getrieben. All das ist nichts neues und selbst die bürgerliche Presse berichtet
mittlerweile ständig darüber, da es sich aber immer mehr zuspitzt. Die Ampel
hat  große  Versprechungen  gemacht,  dass  sie  sich  für  die  Kinder  und
Jugendlichen einsetzen will. Aber das Gegenteil ist der Fall!

Kürzen, Kürzen, Kürzen
Christian Lindner, Vorsitzender der FDP und stets bemühter Liebling der
Jugendlichen, bestimmt derzeit über den Bundeshaushalt. Im Juli 2023 stellte
er  den  Bundeshaushaltsplan  für  2024  vor  und  kündigte  massive
Sparmaßnahmen an. Für Kinder- und Jugendhilfe, im Kinder- und Jugendplan
sowie in Freiwilligendiensten sieht er massive Kürzungen vor.

44,6 Mio. Euro sollen gekürzt werden. Doch bereits jetzt werden weniger
Gelder ausgegeben als noch vor der Krise, Pandemie und Krieg. Und diese
haben vorher schon zu einer Unterfinanzierung der Jugendhilfe geführt. Es
werden gerade mal 195 Mio. Euro eingeplant. Wer jemals auf die Jugendhilfe
angewiesen war, weiß, wie dramatisch die Situation dort ist: Es gibt kaum
Einrichtungen,  der  Personalmangel  ist  immens  und  Gelder  für
Freizeitaktivitäten war vorher schon knapp. Aber hey! Wenigstens wurde
2021 das Kindergeld um 15 Euro erhöht.

Darauf ist Herr Lindner auch sehr stolz, wenn er uns erklärt, dass jetzt auch
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wieder gespart werden kann. Das verkauft er sogar als große Wohltat für die
zukünftigen Generationen, weil die Schulden dann geringer seien, aber die
Wahrheit ist, dass das nur ein Vorwand ist, um ständig weiter den Sozialstaat
abzubauen und gerade bei allem, was notwendig ist, kürzen zu können. Das
scheue Reh Kapital darf schließlich nicht mit Steuererhöhungen verschreckt
werden,  sodass  die  Lasten  immer  weiter  nach  unten  verlagert  werden,
nämlich zu jenen, die ohne gerade massiv unter Druck stehen.

So sollen auch bei den Jugendmigrationsdiensten auch 30 Mio. Euro gespart
werden.  Dadurch  werden  migrantische  Jugendliche  nochmal  mehr
abgehängt. Auch die Streichung des Garantiefond Hochschule (Beratung von
studierwilligen  migrantischen  Jugendlichen)  sorgt  dafür,  dass  rassistisch
unterdrückte  Menschen  weniger  Chancen  auf  einen  besseren  Abschluss
haben und damit die Ungerechtigkeiten in der Bildung noch größer werden.

Dazu  sollen  immer  mehr  Jugendclubs  geschlossen  werden.  Orte  für
Jugendliche  zum  Ausprobieren  und  Leben  gibt  es  kaum  noch.
Freizeitangebote  werden  immer  teurer,  während  unsere  Eltern  immer
weniger verdienen und wir, wenn wir Arbeit finden, nicht mal Recht auf den
Mindestlohn haben.

In den Schulen und der Bildung herrscht das absolute Chaos, aber auch da
wird massiv gekürzt. Statt den Personalmangel anzugehen, sollen die Klassen
noch  größer  werden  und  eine  Lehrkraft  mehrere  Klassen  gleichzeitig
unterrichten. Die Gebäude sind marode und gefährden unsere Gesundheit.
Zudem findet auf Kosten von Kindern und Jugendlichen eine zunehmende
Privatisierung  in  Bereichen  unseres  Lebens  statt.  Wer  mit  Kindern  und
Jugendlichen Profite machen möchte,  hat  kein Interesse an einem Guten
Leben für diese!

Widerstand aufbauen!
Gerade  wenn  wir  uns  anschauen,  dass  mal  eben  100  Milliarden  für
Aufrüstung  ausgegeben  werden  konnten,  7  Milliarden  zur  Rettung  der
Lufthansa und vieles mehr, ist klar: Die Regierung hat kein Interesse daran,
dass  wir  als  Kinder  und  Jugendliche  ein  sicheres  Zuhause,  eine



bedarfsorientierte Bildung und lebenswürdige Zukunft  haben.  Für unsere
Interessen  müssen  wir  selbst  kämpfen  und  dürfen  uns  nicht  auf  die
Regierung  oder  das  kapitalistische  System  verlassen.  Der  Kapitalismus
braucht viele billige Arbeitskräfte, gerade in Krisenzeiten, daher ist es gut,
wenn wir so schnell wie möglich den Bildungsweg durchrasen und dann auf
den  Arbeitsmarkt  kommen.  Wenn  wir  nicht  zum  Kanonenfutter  der
herrschenden Klasse werden wollen, wenn wir verhindern wollen, dass die
Krise  auf  unserem Rücken  abgewälzt  wird,  müssen  wir  uns  gemeinsam
organisieren  an  den  Schulen  und  Unis.  Es  braucht  auch  für  uns  eine
demokratisch  organisierte  Gewerkschaft,  um  für  unsere  Interessen  zu
kämpfen.

Treten  wir  gemeinsam  ein  für  unsere
Forderungen!

Für massive Investitionen in unsere Bildung! Für kleinere Klassen
und  eine  gemeinsame  Schule  für  alle  ohne  Diskriminierung,
Entmündigung  und  Druck!
Für  selbstverwaltete  Freiräume  und  Jugendzentren!  Kostenloser
Zugang zu Freizeitangeboten!
Für den Ausbau der Einrichtungen der Jugendhilfe! Für ein Ende der
ökonomischen Abhängigkeit!

Schulstreiks  überall  -Wie  kann
es weiter gehen?
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Jaqueline Katherina Singh
Am 21. Juni sind in Berlin 400 Schüler_Innen auf die Straße gegangen, um
gegen die drohende Schulprivatisierung zu demonstrieren, die der Berliner
Senat  hinter  verschlossenen  Türen  plant.  Heute,  am 22.  Juni,  gehen  in
Nürnberg, Kassel, Dresden, Würzburg und 3 weiteren Städten Jugendliche
auf die Straße, um gegen Abschiebungen zu demonstrieren – auf Initiative
des Bündnisses „Jugendaktion Bildung gegen Abschiebung“. Zuvor haben in
München  Schüler_Innen  gegen  das  neue  Polizeiaufgabengesetz  gestreikt.
Dort haben rund 2000 Jugendliche gezeigt, dass sie die Verschärfung der
Repression  aufhalten  wollen.  Doch  was  folgt  aus  diesen  zahlreichen
Protesten?

Potenzial bündeln
In den letzten Jahren haben wir in Deutschland und sonst wo auf der Welt
einen  Rechtsruck  erlebt.  Der  früher  als  rechter  Rand  betitelte  Teil  der
Gesellschaft  ist  mittlerweile  im  Alltag  aufzufinden.  Die  AfD  hetzt  im
Bundestag und nebenbei erlässt die Regierung die rassistischen Gesetze und
versucht  immer  mehr  und  mehr  Geflüchtete  in  Krieg,  Armut  und
Perspektivlosigkeit abzuschieben. Aber der Rechtsruck bedeutet nicht nur,
dass der Rassismus im Alltag immer mehr Gestalt annimmt. Er hat auch
andere Formen: Ein Jahr nach dem G20-Gipfel im Hamburg sehen wir eine
Zunahme von Repression und Gesetzesverschärfungen. Denn nicht nur in
Bayern ist ein neues Polizeiaufgabengesetz geplant – auch in Sachsen und
Nordrhein-Westfalen will man die Rechte der Polizei ausweiten. Zusätzlich
können  wir  beobachten,  wie  der  Etat  für  innere  Sicherheit  und  die
Bundeswehr  massiv  angehoben  wurde  und  beispielsweise  in  Bayern  die
Polizei unter dem Namen „Baytex18“ muntere Krisenübungen zusammen mit
Soldaten der Bundeswehr macht.

Während in diesem Bereich mehr Geld ausgegeben wird, lesen wir zeitgleich
in den Nachrichten von der „Schwarzen Null“, Bundeshaushalt, bei dem die
Ausgaben die Einahmen nicht übersteigen sollen. Um diese Ziel zu erreichen,
muss gespart werden, wenn die Ausgaben für innere Sicherheit und Militär
massiven  ansteigen  –  und  zwar  an  der  Gesundheit,  an  Bildung,  beim



Öffentlichen  Dienst,  der  Infrastruktur.  Ab  2019  tritt  zusätzlich  die  sog.
„Schuldenbremse“  in  Kraft“,  die  die  „schwarze  Null“  allen  Ländern  und
Kommunen vorschreibt. Diese trifft vor allem jene Gemeinden und Länder,
die ohnedies schon verschuldet sind oder deren Bevölkerung arm ist, also
auch weniger Steuern zahlen kann/muss. Daher können sie wenig oder nichts
investieren,  müssen  weiter  an  Infrastruktur,  kommunalen  Einrichtungen,
Schulen,  Jugendzentren,  Freizeiteinrichtungen  sparen  –  oder  diese  an
Investoren verscherbeln,  die  nicht  an  den Bedürfnissen der  Bevölkerung
interessiert sind, sondern an ihren Profiten.

Wir sehen: Es gibt viel,  was falsch läuft. Doch während der Großteil der
Gesellschaft  mittlerweile  darin versinkt  zu diskutieren,  ob man nicht  am
besten gleiche alle Geflüchteten, die hier ankommt abschiebt und wie viele
Menschen man im Mittelmeer ertrinken lässt, gibt es auch jene, die etwas
verändern  wollen.  Die  Jugendlichen,  die  gegen  die  Privatisierung  der
Schulen, das Polizeiaufgabengesetz und vor allem gegen Rassismus auf die
Straße gegangen sind, wollen aktiv werden. Sie alle sind unzufrieden mit der
aktuellen  Situation  und  wollen  dies  nicht  stillschweigend  hinnehmen.
Deswegen  gilt  es,  dieses  Potenzial  zu  bündeln  –  die  Frage  ist  nur  wie?

Wie?
Es bedarf einer klaren Perspektive. Es muss heißen: Wir belassen es nicht bei
einer  Aktion,  sondern wir  wollen  unseren Protest  ausweiten.  Wir  wollen
größer werden und mehr Jugendliche ansprechen. Daher sollten wir weiter
aufeinander positiv Bezug zu nehmen, die verschiedenen Aktionen bekannt
machen, so dass die Jugendlichen wissen, dass es nicht nur in „ihrer“ Stadt
oder an ihrer Schule Protest gibt. Doch wir müssen auch weiter gehen und
die Aktivist_Innen aus den unterschiedlichen Städten miteinander vernetzen.
Dazu  müssen  wir  uns  treffen  und  gemeinsam  diskutieren,  wie  wir  die
unterschiedlichen  Kämpfe  miteinander  verbinden  können,  wann  wir  eine
neue Aktion planen wollen und welche Forderungen wir ins Zentrum stellen
wollen  -quasi  eine  selbstorganisierte  Aktionskonferenz.  Das  sind  erste
Schritte  in  die  richtige  Richtung,  die  getan  werden  müssen,  damit  es
erfolgreich weitergeht. Doch damit wir wachsen, müssen wir uns fragen, was



braucht es damit nicht nur Hunderte oder Tausende, sondern die Masse an
Jugendliche auf die Straße gehen?

Eine Bewegung entsteht selten im luftleeren Raum. Es bedarf Menschen bzw.
Organisationen,  die  diese  bewusst  mit  aufbauen.  Wenn  wir  eine
Jugendbewegung aufbauen wollen, die sich gegen Rassismus, Militarismus
und Spaßmaßnahmen richtet um der Regierung Dampf zu machen, müssen
sich  auch  andere  Organisationen  beteiligen.  Das  betrifft  vor  allem  die
G e w e r k s c h a f t s j u g e n d ,  a b e r  a u c h  S t u d i e r e n d e n -  u n d
SchülerInnenvertretungen. Außerdem sollen wir Jugendorganisationen von
MigrantInnen, antirassistische, antisexistische und andere Initiativen junger
Menschen  einbeziehen.  Und  natürlich  müssen  auch  alle  linken
Jugendorganisation – seien es die Linksjugend Solid, der SDS, die SDAJ, die
Falken oder auch die Jusos aufgefordert werden, aktiv gegen die Angriffe der
Regierungen, der Unternehmer und der Rechten zu kämpfen und sich zu
einem Aktionsbündnis zusammenzuschließen – nicht nur lokal, sondern als
Bundesorganisationen. Schließlich sind die Probleme, die wir haben, nicht
nur auf eine Stadt begrenzt, sondern betreffen uns überall.

Dabei ist  es wichtig zu verstehen, dass eine Bewegung nicht nur darauf
basiert,  dass  man  die  Führungen  von  Organisationen  zum  Widerstand
auffordert oder gemeinsame Aktionen verabredet. Wer Erfolg will, der muss
sich auch lokal verankern und die Mobilisierung nutzen, um Basisarbeit an
den  Orten  anzufangen,  an  denen  wir  uns  bewegen  müssen.  Für  uns
Jugendliche sind das in erster Linie die Schulen, aber auch Berufsschulen,
Betriebe und Universitäten.  Dort  müssen wir  mit  den Aktivist_Innen,  die
Interesse haben, sich an der Bewegung zu beteiligen und diese aufzubauen,
diskutieren und zu Aktionen durchführen. Wir von REVOLUTION treten für
d e n  A u f b a u  v o n  S t r e i k -  u n d  A k t i o n s k o m i t e e s  e i n ,  d i e
Informationsveranstaltungen,  Vollversammlungen  und  Widerstand
organisieren.  Warum?  Weil  auf  diesem  Wege  auch  Menschen  erreicht
werden,  die  bisher  nicht  politisch  aktiv  waren.  Zusätzlich  politisiert  und
polarisiert man an den Orten, an denen wir lernen, studieren, arbeiten oder
eine Ausbildung machen müssen – und wirft Fragen im Alltag der Menschen
auf.



Als REVOLUTION denken wir, dass eine Jugendbewegung notwendig ist, um
gegen die  aktuellen  Missstände in  diesem Land erfolgreich  zu  kämpfen.
Deswegen wollen wir den Aufbau einer solchen Bewegung unterstützen und
hoffen,  dass  dies  auch  andere  Organisationen  tun.  Denn  wenn  wir
flächendeckend gegen Abschiebungen und Rassismus, gegen die Zunahme
der Repression und gegen die Sparmaßnahmen kämpfen wollen, braucht es
mehr als ein paar kleine linke Organisationen, die ein paar Kampagnen zu
diesen Themen machen. In solch einer Bewegung treten wir als Organisation
für  Kritik-  und  Propagandafreiheit  ein  –  das  heißt,  dass  alle  beteiligten
Organisationen  auch  untereinander  Kritik  üben  und  diskutieren  können
sowie ihre eigenen Materialien verteilen dürfen. Daneben wollen wir in so
einer Bewegung für unser Programm eintreten: Das heißt, dass wir dafür
sind,  nicht  nur  gegen  Abschiebungen  zu  kämpfen,  sondern  für  offene
Grenzen  und  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle.  Wir  fordern  nicht  nur
Abrüstung,  sondern  lehnen  jede  Finanzierung  des  staatlichen
Gewaltmonopole, also der Polizei und Bundeswehr nach dem Motto, „Keinen
Cent für Militarismus und Repression“ ab. Auch sind wir nicht nur gegen die
zahlreichen  Sparmaßnahmen,  sondern  für  den  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus, die Enteignung der Wohnungsspektution, der großen Banken
und  Konzerne  ein,  für  die  Finanzierung  unseres  Gesundheits-  und
Bildungssystems  durch  Besteuerung  der  Reichen  und  Profite  –  unter
Kontrolle der Arbeiter_Innen, der Mieter_Innen und der Lernenden. Dazu
brauchen  wir  nicht  nur  eine  breite  Bewegung,  sondern  auch  eine
revolutionäre  Jugendorganisation  –  one  solution  –  REVOLUTION!

Athen,  Berlin,  Madrid  –
gemeinsam gegen Sparpolitik
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„Der Hauptfeind steht im eigenen
Land!“  sagte  Karl  Liebknecht
Anfang  des  20.  Jahrhunderts.
Heute,  wo  die  herrschenden
Klassen  versuchen  die  Arbeiter
und  Jugendlichen  Europas
untereinander  auszuspielen  ist
der  Satz  aktueller  denn  je.
Unsere  Waffe  dagegen:  die
revolutionäre  internationale
Solidarität!

Zum  15.  und  25.  September  2012  mobilisieren  die  spanischen
Gewerkschaften  und  Teile  der  15-M-Bewegung  zu  einem  „Marsch  auf
Madrid“. Sie protestieren damit gegen die massive Sparpolitik der Troika aus
EU, EZB und IWF. Diese sieht enorme Einschnitte bei Löhnen der öffentlich
Beschäftigten, eine Verschlechterung des Arbeits- und Sozialrechts und eine
Privatisierung  der  Altersvorsorge  vor.  Damit  droht  Spanien  das  „zweite
Griechenland“ zu werden.

Auch  in  Griechenland  werden  die  Spardiktate  gegen  die  lohnabhängige
Bevölkerung mit immer größerem Druck vorangetrieben. So sind weitere
Kürzungen auf Kosten der Rentner geplant. Offen wird über die Einführung
von  „Wirtschaftssonderzonen“  diskutiert.  In  diesen  gibt  es  keine
gewerkschaftlichen und tarifvertraglichen Rechte. Dafür brauchen die hier
angesiedelten Unternehmen kaum Steuern zahlen. Hinter der Troika steht
vor allem Deutschland. Die BRD nutzt die jetzige Krise dazu, auf Kosten der
Werktätigen  anderer  EU-Staaten  die  internationale  Wettbewerbsfähigkeit
ihrer eigenen Banken und Konzerne zu verbessern. Dabei kümmert es sie
nicht, dass die Situation in Griechenland und in Spanien längst die Kriterien
einer humanitären Katastrophe erfüllt (Arbeitslosigkeit in beiden Ländern um
die 25 %, Jugendarbeitslosigkeit über 50 %, Zunahme von Obdachlosigkeit,
Selbstmorden  und  Armutsprostitution).  Besonders  die  schwarz-gelbe
Koalition macht fortwährend mehr Druck für neue Kürzungswellen, fordert
offen „Exempel zu statuieren“ und verschärft rassistische Töne gegen die



„faulen Südländer“.

Derweil wächst in Griechenland die faschistische Gefahr. Im Aufwind der
herrschenden  Propaganda  gegen  Immigranten  und  andere
„Sozialschmarotzern“ machen Faschisten der Partei „Goldene Morgenröte“
Jagd auf die sozial Schwächsten. Die griechische Regierung begleitet diesen
Kurs, indem sie Tausende von Migranten in Internierungslager steckt. Gegen
diese  sozialen  Angriffe  wächst  auch  in  Griechenland  und  Spanien  der
Widerstand.

Es ist längst überfällig, etwas dagegen zu tun! Griechenland und Spanien
sind die Experimentierfelder für neoliberale Krisenlösungen, die früher oder
später auch hier in Deutschland eingeführt werden. Bereits jetzt leben 6 Mio.
Menschen  in  Deutschland  mit  einem  Existenzminimum  am  Rand  der
Gesellschaft. Allein die jetzige Solidarität und der gemeinsame Kampf mit
unseren  Kolleginnen  und  Kollegen  in  Griechenland  und  Spanien  und
europaweit kann eine verschärfte Attacke auf die sozialen Errungenschaften
in Deutschland verhindern. Wir brauchen eine starke Protestbewegung, die
sich den Plänen der Banker, Konzernchefs und deren Politiker zur Abwälzung
der Krisenkosten auf die arbeitende Bevölkerung in Europa entgegenstellen.
Die  Wirtschaftskrise  ist  genauso  international,  wie  der  brutale  soziale
Kahlschlag der herrschenden Konzerne und Banken und ihrer Regierungen.
Höchste Zeit, dass wir, die lohnabhängige Bevölkerung, Jugend und Rentner,
uns international  zur  Wehr setzen.  Deshalb versammeln wir  uns  am 25.
September auch in Berlin.

Rücknahme und Stopp aller Spardiktate!
Für einen drastischen Schuldenschnitt zugunsten Griechenlands und
Spaniens!
Massive Besteuerung der Superreichen!

 

Aufruf des Griechenland-Solidaritäts-Komitees Berlin

Weitere  UnterstützerInnen  sind:  Real  Democracy  Now!
Berlin/Griechenland,  15M  Berlin,  DIE  LINKE.  Berlin,  Sozialistisch-
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demokratischer  Studierendenverband  (DIE  LINKE.  SDS),  Antifaschistisch-
Revolutionäre  Aktion  Berlin  (ARAB),  Sozialistische  Initiative  Berlin  (SIB),
Sozialistische Alternative  Voran (SAV),  Internationale  Sozialistische Linke
(isl),  Revolutionär-Sozialistischer  Bund  (RSB/  IV:  Internationale),  Gruppe
Arbeitermacht  (GAM),  Revolution,  Revolutionäre  Internationalistische
Organisation  (RIO),  Gruppe  soziale  Kämpfe  (GsK),  ATTAC  Berlin

Wir  weisen darauf  hin,  dass  eine  Minderheit  aus  REVOLUTION,  Gruppe
Arbeitermacht und RIO in dem Bündnis für eine weitere Forderung – die
Verstaatlichung der Banken und großen Konzerne unter Arbeiterkontrolle –
eintraten,  die  jedoch  von  der  Mehrheit  des  Bündnis  als  gemeinsame
Forderung  abgelehnt  wurde.


